
Aktenzeichen:

11 Rg_gg„4'65

Zugestellt am
5. Oktober 1966

I m. N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

0900000°0D0900000O00 OOOOOOO OOOOOOOO°CUOCOOOOOOOOOO

Beklagte und Revisionsklägerin}

g e g e n

oooooooooocoooooooooooooooooooooooooooooocooooonoo

Kläger und Revisionsheklagter9

Proz€ßbev0].lmächtigtez
ooooooooooooo}oooo0000000000000

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 21„ September 1966 durch

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n

— Vorsitzender —
Bundesrichter

‘
S 0 n n e n b e r g und

Bundesrichter Dro B u s s
Bundessozialrichter Dr° F r i t z e m‘e y er und

‚Bundessozialrichter V i e h w e g e r '

für Recht erkannt:

10

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile

des Sozialgerichts Frankfurt vom 120 Juni 1964 und

des Hessischen Lendessozialgerichts Vom 80 Dezemm

ber 1964 aufgehoben0
Die Klage wird abgewiesen„

Kosten sind im Rechtsstreit nicht zu erstatteno
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Die Beteiligten streiten um das Recht des Klägers zur

Weiterversicherung in der Angestelltenversicherung (AV)

und um die Wirksamkeit der freiwilligen Beiträge9 die

er durch Einkleben von Beitragsmarken in eine am 80 Ja—

nuar 1957 ausgestellte Versicherungskarte Nr° l für die

Monate Dezember 1956 bis Februar 1957 und Februar 1960

bis Oktober 1960 entrichtet hat° Die nach 5 10 des Ange—
stelltenversicherungsgesetzes (AVG) für die Weiterverw

sicherung erforderlichen 60 Pflichtbeiträge kann der

Kläger nicht aufweisen; er hat nur 15 Pflichtbeiträge

in den Jahren 1935/34 und weitere 35 Pflichtbeiträge

zwischen 1957 bis 1960 geleisteto Gleichwohl hält er
sich nach 5 10 AVG zur Weiterversicherung für befugt9

weil bei ihm die Zeit von Dezember 1954 bis Juni 1946

als verfolgungsbedingte Ersatzzeit im Sinne des @ 28

vas„ 1 Nr° 4 AVG anerkannt isto

Die Beklagte hält die Voraussetzungen zur Weiterversi«

cherung nicht für gegeben, sie hat die freiwilligen Bei==

träge als unwirksam beanstandet (Bescheid vom 250 März

und Widerspruchsbescheid vom 150 Mai 1963)„ Das Sozialm

gericht (SG) Frankfurt hob ihre Bescheide auf; es ver—
urteilte sie, die freiwilligen Beiträge anzuerkennen

und die Weiterversicherung über Oktober 1960 hinaus zu—
zulassen° Die Berufung der Beklagten wies das Hessische

Landessozialgericht (LSG) zurücko Es würdigte die Klage

als eine Anfechtungsklage; es hielt sie zwar nicht nach

Art° 2 © 5_des Angestelltenversicherungs—Neuregalungs—
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gesetzes (AnVNG) und an sich auch dem Wortlaut des 5 10

AVG nach nicht für begründet9 wohl aber deshalb9 weil aus

Gründen der Wiedergutmachung die Verfolgten in der Renten— V

versicherung wie während der Verfolgungszeit versicherungs—

pflichtig Beschäftigte zu behandeln seien; der Grundsatz

der Wiedergutmachung müsse sich nicht nur auf Leistungsan—

sprüche9 sondern auch auf das Recht der Weiterversicherung

nach @ 10 AVG auswirkena

Mit der zugelassenen Revision rügte die Beklagte eine

Verletzung des 5 10 AVG; sie beantragte‚

die Urteile des SG und LSG aufzuheben und

die Klage abzuweisen°

Der Kläger begehrte die Zurückweisung der Revisiono

Die Beteiligten erklärten sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (59 124 Abso 2‚ 153

Abs° 1‚ 165 SGG)Q'

II

Die Revision ist zulässig (55 162Abso1 Nr° 1? 164 —SGG—)
und auch begründete

Zu Recht haben die Vorinstanzen die Klage für zulässig er—
achtet° In BSG 249 13 ff hat der 10 Senat des Bundessozial—

gerichts (BSG) zwar entschieden9 eine Beanstandung von Bei_

trägen durch den Versichefungsträger sei kein Verwaltungs—

akt9 weil sie keine Regelung enthalteo Das würde eine An—

fechtungsklage (@ 54 Abs„ 1 SGG) gegen die Beanstandung
ausschließen° Ob der Auffassung des 10 Senats indes zuzu—
stimmen ist, kann dahingestellt bleiben„ Denn bei Unzu—
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lässigkeit der Anfechtungsklage wäre die Klage —
imv

‚ganzen
— als Feststellungsklage zu verstehen? nämlich

‚als Klage, mit der die Feststellung der Wirksamkeit der
freiwilligen Beiträge und des Rechte zur Weiterversiche—

rung begehrt wird; diese Feststellungsklage wäre nach

5 55 Abs° l Nr° l see zulässig° ‘

Entgegen der Auffassung der Vorinstanzen ist die Klage

aber unbegründet° Der Kläger ist zur Entrichtung der

freiwilligen Beiträge nicht berechtigt gewesen, er hat
sich weder zur Zeit der Entrichtung noch später in der

AV weiterversichern dürfeno Daß die Befugnis hier2u sich

nicht aus Art„ 2 5 5 Abs„ 1 AnVNGherleiten ließ und >
läßt‚ hat das LSG zutreffend dargelegt und wird nunmehr

auch vom Kläger selbst eingeräumto Das Recht zur Wei—

terversicherung war und ist aber auch nach 5 10 AVG

nicht gegeben°

Mit Urteil vom 280 Juni 1966 hat der Senat in einem
Parallélfall (ll RA 106/65) entschieden? daß auf die

Mindestbeitragszeit von 60 Monaten9 die nach 5 10

Abso 1 AVG Voraussetzung für die Weiterversicherung

ist, verfolgungsbedingte Ersatzzeiten ebensowenig wie
die_andéren Ersatzzeiten angerechnet werden können0

Der Senat sieht auch bei nochmaliger Prüfung der Rechts«

lage keinen Anlaß9 die Rechtsauffassung aufzugeben‚ die

er im Urteil vom 28° Juni 1966 ausführlich begründet hato.'
—Hinsichtlich der Gründe ist? zumal der Kläger keine wei—

teren Ausführungen gemacht hat, auf jenes Urteil zu ver—

weiseno Dort ist dargelegt9 daß der Gesetzgeber die ' ‘
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Verfolgténzeiten in @ 10 AVG nicht den Zeiten mit Pflicht—
beiträgen gleichgestellt hat° In gleichem Sinne hat der Senat

auch in einem weiteren Urteil vom heutigen Tage (ll RA 340/65)

entschiedeno

Auf die Revision der Beklagten sind daher die Urteile der
Vorinstanzen aufzuheben? die Klage ist abzuweiseno

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung

des 5 193 SGGO '
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